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Aktuelles aus der Verbandsarbeit

Vortrag auf der Sitzung

der Arbeitsgemeinschaft Köln

am 18. Juni 2007 in Bad Honnef 

von Dr. Bernd Jürgen Schneider

Hauptgeschäftsführer des Städte- und Gemeindebundes NRW, Düsseldorf

Es gilt das gesprochene Wort!

(Stand: 18. Juni 2007)
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Anrede,

jede Regierung, egal ob im Bund oder Land, ist bestrebt, möglichst alle Reformen in der ersten Hälfte der Legislaturperiode unter Dach und Fach zu bringen. Zumal dann, wenn sie Sparmaßnahmen enthalten. 

Die Landesregierung wird hier keine Ausnahme machen. Herr Rüttgers hat also noch ein knappes Jahr Zeit, um das umfangreiche Arbeitsprogramm im Koalitionsvertrag abzuarbeiten. 

Sie können sich vorstellen, dass wir, dass der Städte- und Gemeindebund derzeit auf zahlreichen Großbaustellen unterwegs ist. 

Es geht z.B. um die Reform des Kindergartenrechts, den Ausbau von Krippenplätzen, die Verwaltungsstrukturreform, die Reform des kommunalen Wirtschaftsrechts und des Sparkassenrechts. 

Zu Beginn aber einige Worte zur Situation der öffentlichen Haushalte. Da muss einiges richtig gestellt werden: 

Mittlerweile ist es Gewissheit, Gott sei Dank: die Konjunktur zieht kräftig an, der Wirtschaft geht es gut. Und was noch besser ist: Nach Auffassung der führenden Forschungsinstitute wird sich der konjunkturelle Aufschwung zumindest in diesem und im folgenden Jahr ungebremst fortsetzen. Experten rechnen mit einem Wirtschaftswachstum von 3 bis 4 %. 

Und da Wirtschaftswachstum immer auch Steuerwachstum produziert, können sich nach den Ergebnissen der jüngsten Steuerschätzung alle staatlichen Ebenen über ansehnliche Steuermehreinnahmen in den Jahren 2007 bis 2010 freuen. 

Insgesamt sind es knapp 170 Mrd. € für Bund, Länder und Kommunen. 

Bricht man diese Zahlen auf NRW herunter, können die Kämmerer in den Städten und Gemeinden bis 2010 5,3 

Mrd. € mehr erwarten [24 % der bundesweiten kommunalen Mehreinnahmen]. 

Zu diesen unmittelbaren Mehreinnahmen kommen die mittelbaren Mehreinnahmen über den kommunalen Finanzausgleich (GFG) hinzu. Das Land rechnet über die nächsten vier Jahre mit mindestens 11 Milliarden Euro an zusätzlichem Aufkommen bei den Verbundsteuern. Davon entfallen auf die Kommunen entsprechend der derzeitigen Verbundquote 

23 %, d.h. rd. 2,5 Mrd. €. 

Das hat natürlich positive Auswirkungen im GFG 2008. Nach dem Eckdatenbeschluss der Landesregierung vom 12.Juni steigen die Zuweisungen an die Kommunen insgesamt um rund 650 Mio. €, auf die Schlüsselzuweisungen allein entfallen hiervon 560 Mio. €. Sollten die Verbundsteuereinnahmen des Landes weiter anwachsen, wovon nach den Ergebnissen der ersten 5 Monate derzeit alle ausgehen, ist ein weiterer Anstieg der Zuweisungen um 100 Mio. € möglich.

Das hört sich alles gut an und liest sich in den Zeitungen noch besser. Die Kommentatoren überbieten sich mit Schlagzeilen wie: 

· Gigantischer Steuersegen

· schwindelerregende Mehreinnahmen

· Geldregen für die öffentliche Hand

Danach scheint die Finanzkrise längst überwunden.

Mit unserem Innenminister Dr. Wolf kann ich nur davor warnen, jetzt die Spendierhosen anzuziehen. Denn Wohltaten auf Pump sind die Lasten der Zukunft. 

Vor allem für die Kommunen in NRW ist die Finanzkrise noch längst nicht überwunden. 

Denn wir alle wissen: Die derzeitigen Mehreinnahmen haben ausschließlich konjunkturelle und nicht strukturelle Gründe. Man kann nicht davon ausgehen, dass dieser „Geldsegen“ über einen längeren Zeitraum anhalten wird. Davon geht auch die Bundesbank aus.

Zum anderen verteilen sich die Mehreinnahmen – vor allem bei der Gewerbesteuer – sehr unterschiedlich. Nicht alle Kommunen profitieren gleichermaßen. Im Gegenteil, sie drohen in zwei Lager zu zerfallen: In die Steuerstarken und in die Abgeschlagenen, die manche schon als „urbanes Prekariat“ bezeichnen. 

Diese steuerschwachen Kommunen können ungeachtet der steigenden Steuereinnahmen mit ihren laufenden Einnahmen ihre laufenden Ausgaben für Pflichtaufgaben bei weitem nicht decken, geschweige denn, die aufgelaufenen Kassenkredite und Altfehlbeträge abbauen.

Diese strukturelle Fehlentwicklung ist die Hauptursache für die kommunale Finanzkrise und dafür, dass es im Jahre 2006 in NRW mit 6,1 Mrd. einen neuen Rekordfehlbetrag in den Verwaltungshaushaltungen aller Kommunen gab. Im Jahr 2000 waren es noch vergleichsweise bescheidene 0,5 Mrd. €. 

Auch die Altfehlbeträge und die Kassenkredite erreichen mit jeweils 12 Mrd. Euro neue Höchststände. 

Trotz des Sparkurses und Rekordeinnahmen wächst daneben der Schuldenberg der Kommunen weiter an. Die Verbindlichkeiten erhöhten sich in 2006 um 1,5 Mrd. €. auf 

über 46 Mrd. €. 

Dass die Zahl der HSK-Kommunen mit 197 und der Nothaushaltskommunen mit 115 auf hohem Niveau stagniert, ist dann nicht weiter verwunderlich.

Dass sich die Kommunen in Nordrhein-Westfalen in einer Sondersituation befinden, ergibt sich außerdem aus amtlichen Zahlen des Statistischen Bundesamtes.

Danach verteilt sich der gegenwärtige Finanzierungsüberschuss der Kommunen von bundesweit knapp 3 Mrd. € insbesondere auf die Kommunen in 

· Bayern: 1,4 Mrd. € Überschuss;

· Baden-Württemberg: 855 Mio. € Überschuss, 

· und Hessen mit 335 Mio. € Überschuss.

In der Spalte Nordrhein-Westfalen steht kein Plus, sondern ein Defizit in Höhe von 803 Mio. €!
Die Lage der kommunalen Haushalte in NRW wäre noch düsterer, hätten wir nicht kürzlich einen historischen Sieg errungen. Bei der Unternehmenssteuerreform ist es uns gelungen, die Gewerbesteuer zu retten. Ohne diese wichtigste kommunale Steuer und Einnahmequelle würden Konjunktur und Steuerwachstum an den Kommunen glatt vorbeilaufen [2006: plus 23,6 Prozent im Vergleich zu 2005].

Noch vor drei Jahren galt diese wichtigste Einnahmequelle der Kommunen als hoffnungslos veraltet, weil sie nicht mehr dem wirtschaftsliberalen Zeitgeist entsprach. Sie hat überlebt, weil wir uns wieder einmal durchgesetzt haben mit unserer Position, dass ohne diese Steuer die Gemeinden nicht lebensfähig sind. 

Im Übrigen unterstützen wir grundsätzlich die Pläne zur Reform der Unternehmensbesteuerung. Gewinne machen und damit Steuern zahlen, können Unternehmen nur, wenn sie wettbewerbsfähig sind. Und hierzu gehören konkurrenzfähige Steuersätze. 

Voraussetzung für unsere Unterstützung war allerdings, dass die Kommunen durch die Reform nicht schlechter gestellt werden, sie für uns also aufkommensneutral bleibt – auch in der Übergangszeit von 2008 bis 2011. Das hatten uns die beiden Verhandlungsführer Peer Steinbrück und Roland Koch zugesagt. 

Im Gesetzgebungsverfahren war der Bund aber nicht mehr willens, die Aufkommensneutralität im Übergangszeitraum zu gewährleisten. Man hat sich zwar nach unserem Protest bereit erklärt, die Gewerbesteuerumlage ab 2008 zu senken. Man war aber nicht bereit, die Absenkung der Steuermesszahl bei der Gewerbesteuer etwas zurück zu nehmen. Der Bundestag hat am 25.Mai das Reformpaket ohne große Veränderungen verabschiedet.

Infolgedessen werden erst ab 2012, dem ersten Jahr der vollen Wirksamkeit aller Maßnahmen der Unternehmenssteuerreform, die verbleibenden Verluste bei der Gewerbesteuer durch die Senkung der Umlage dauerhaft ausgeglichen. Es ist sogar ein leichtes Plus von 400 Mio. € zu erwarten. 

Problematisch ist jedoch der Übergangszeitraum von 2008 bis 2011. Hier haben die Kommunen bundesweit unmittelbare Mindereinnahmen von knapp 2 Mrd. € zu erwarten. Hinzu kommen im genannten Zeitraum mittelbare Verluste im kommunalen Finanzausgleich von 500 Mio. €. Die Kommunen in NRW müssten jährliche Verluste von 120 Mio. € verkraften, wenn der Bundesrat (abschließende Beratung am 6 Juli) keine Veränderungen mehr vornimmt

Ebenfalls um viel Geld, um viel politische, aber auch emotionale Brisanz geht es beim nächsten Thema – der Reform des Kindergartengesetzes. 

Sie haben wahrscheinlich in der Presse mitbekommen, dass die Landesregierung am 22. Mai 2007 den Entwurf für ein „Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern“ (genannt KiBiz) verabschiedet hat. 

Vorausgegangen war eine umfassende schriftliche Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände, begleitet von zahlreichen intensiven Gesprächen. Das letzte Gespräch haben die Hauptgeschäftsführer der kommunalen Spitzenverbände einen Tag vor der Kabinettssitzung mit Finanzminister Linssen und Jugendminister Laschet geführt. 

Das alles war notwendig geworden, weil der Referentenentwurf das am 26. Februar von allen betroffenen Verbänden und dem Minister selbst unterzeichnete Konsenspapier nicht in allen Punkten umgesetzt hatte. 

Das galt insbesondere für die Absicht der Landesregierung, den eigenen Finanzierungsbeitrag durch Haushaltsgesetz zu deckeln. 

Man wollte unabhängig von dem tatsächlichen örtlichen Bedarf und unabhängig von dem Buchungsverhalten der Eltern 

in Bezug auf 

· die 3 möglichen Betreuungsgruppen und 

· deren Öffnungszeiten 

einfach per Gesetz fiktive Quoten festlegen, um den eigenen Finanzierungsbeitrag zu begrenzen. 

Hiergegen haben wir uns mit Erfolg gewehrt. 

In den Gesprächen, die dem Konsenspapier vorausgegangen waren, hatten wir immer darauf hingewiesen, dass bezogen auf die Betreuung von Kindern ab 3 Jahren nicht vorhersehbar ist, ob die Eltern die Öffnungszeiten mit 25 Stunden, 35 Stunden oder 45 Stunden wählen werden. 

Deswegen kann es nicht sein, dass das Land den Kommunen das Finanzrisiko und damit Kosten für denjenigen Bedarf zu 

100 % zuschieben möchte, der über dem vom Land und den kommunalen Spitzenverbänden gemeinsam prognostizierten Bedarf liegt. 

Wir haben im Konsenspapier zudem ausdrücklich festgehalten, dass die Einrichtung der genannten Gruppen inklusive der möglichen Öffnungszeiten (Buchungszeiten) auf der Basis der örtlichen Kindergartenbedarfsplanung im Einvernehmen mit den örtlichen Jugendämtern stattfindet. 

Entscheidend für das Nachgeben des Landes war unser Argument, dass nach dem bisherigen Abrechnungsverfahren immer alle Bedarfe, die vor Ort festgestellt worden sind, vom Land und den Kommunen paritätisch finanziert worden sind. Es ist uns nicht zumutbar, ein neues Finanzierungssystem zu akzeptieren, das von diesem Grundsatz abweicht. 

Aus all diesen Erwägungen heraus ist der Finanzierungsbeitrag des Landes nicht mehr gedeckelt. Das Land bekennt sich nunmehr im Gesetz ausdrücklich zur gemeinsamen Finanzierungsverantwortung mit den Kommunen.

Wir haben uns mit dem Finanz- und dem Jugendminister darauf geeinigt, dass, falls die vom Land bereit gestellten Mittel (im Jahre 2009 über 1 Mrd. €) nicht ausreichen sollten, Finanzministerium, Jugendministerium und die kommunalen Spitzenverbände eine entsprechende Vereinbarung treffen. Das Land hat aber nicht mehr das Recht, einseitig Mittel zu kürzen. 

Ob die Mittel ausreichen oder nicht, und wenn ja, in welchem Umfange wir gemeinsam mit dem Land nachlegen müssen, ist völlig unklar. Wir werden frühestens im Frühjahr 2009 erste genaue Erkenntnisse in Bezug auf das Kindergartenjahr 2009/2010 bekommen. Aber ich gehe nicht davon aus, dass wir uns erheblich verschätzt haben. 

Denn längere Öffnungszeiten können nur dann angeboten werden, wenn die entsprechenden Räumlichkeiten und das erforderliche Personal auch zur Verfügung steht. 

Auch werden die Eltern sich überlegen, wie viel Geld sie für die Kinderbetreuung ausgeben möchten. Denn lange Öffnungszeiten bedeuten auch höhere Elternbeiträge.

Generell kann das Land davon ausgehen, dass wir als Kostenträger immer bemüht sein werden, gemeinsam mit den Freien Trägern möglichst kostengünstige und wirtschaftliche Betreuungsangebote zu machen. 

Auch wurde anerkannt, dass es sich bei der zusätzlichen Sprachförderung um einen konnexitätsrelevanten Tatbestand handelt, der insoweit einem gesonderten Verfahren nach dem Konnexitätsausführungsgesetz unterliegt. 

Durchgesetzt haben wir uns auch bei der Frage der Funktion Mittlerer kreisangehöriger Städte als örtliche Jugendhilfeträger. Bekanntlich sah der Referentenentwurf vor, dass weiterhin erst Städte ab 25.000 Einwohnern ein eigenes Jugendamt einrichten können. Dass stand im Widerspruch zur Novellierung der Gemeindeordnung. 

Mit dem vom Kabinett verabschiedeten Gesetzentwurf wird nunmehr geregelt, dass die Absenkung der Schwellenwerte auch für den Bereich Jugendhilfe gilt. Ein Verbund mehrerer Kommunen unter 20.000 Einwohnern zu einem gemeinsamen Jugendamt wird allerdings ausgeschlossen. Dem steht das SGB VIII [früher KJHG], ein Bundesgesetz, entgegen. Und Bundesrecht bricht bekanntlich Landesrecht [Art.30 GG]. Alle bisherigen Versuche, das Verbot zu kippen, sind bisher am Widerstand der freien Träger gescheitert. Aber wir bleiben am Ball.

Die Landesregierung hat im Gesetzentwurf auch die kommunale Forderung nach einer belastbaren Revisionsklausel umgesetzt, wie dies im Konsenspapier vom 26.02.2007 vereinbart worden war. Allerdings muss die im Gesetzentwurf vorgesehene Berichtspflicht mit konkreten Schlussfolgerungen verbunden werden, wenn das Gesetz nicht die erwarteten Auswirkungen hat. Hier muss noch nachgearbeitet werden.

Dies gilt auch für eine Reihe anderer Punkte, bei denen wir weiterhin einen Korrekturbedarf sehen:
· So z.B. ist die Annahme des Landes, die Eltern finanzierten 19 Prozent der Kosten, unrealistisch, weil derzeit landesweit nur etwa 13 Prozent der Kosten durch Elternbeiträge gedeckt sind.

· Das Land sollte ferner mit den Kirchen verbindliche Regelungen treffen, damit die kirchlichen Träger trotz ihres künftig geringeren Finanzierungsbeitrags (abgesenkt von 20 auf 12 %) keine finanziellen Sonderregeln vor Ort einfordern. 

· Die Förderung der Familienzentren ist nach wie vor völlig unzureichend und muss deutlich aufgestockt werden.

Mit dem Kabinettsbeschluss vom 22.05.2007 ging ein einjähriges Ringen zu Ende. Das nun mit dem Regierungsentwurf inhaltlich umgesetzte Konsenspapier ist vom Präsidium unseres Verbandes bereits Ende März in Paderborn bis auf die genannten Punkte einstimmig gebilligt worden. 

Aus kommunaler Sicht können wir feststellen: Wir haben zwar nicht alles, aber doch so vieles erreicht, dass Finanzminister Linssen in der CDU-Landtagsfraktion nach dem letzten Gespräch mit den Hauptgeschäftsführern der kommunalen Spitzenverbänden gesagt haben soll: Die haben mir Hemd und Hose ausgezogen. Der Forderung der Abgeordneten „Aufstehen, Aufstehen“ ist er meines Wissens aber nicht nachgekommen.

Was waren unsere Ziele? Was haben wir durchgesetzt?

Es gibt – das war unser erstes Ziel – mit unserem Finanzie-rungsmodell, das nun umgesetzt wird 

· weniger Bürokratie (Pauschale statt Spitzabrechnung) 

· mehr Flexibilität (3 Gruppen mit je 3 Öffnungszeiten, kombinierbar) und 

· einen zielgenauen Einsatz der Finanzmittel (Pro-Kind-Pauschale).

Wir haben – unser zweites Ziel – den Spagat zwischen Qualität und Finanzierbarkeit einigermaßen geschafft. Das neue Gesetz wird auch bei den Kommunen teilweise zu höheren Kosten führen. Aber dabei müssen wir berücksichtigen, dass der Ausbau der Krippenplätze inklusive ist und das Land sich hieran erstmals mit über 30 % beteiligt. Erstmals fördert das Land auch die Tagespflege in Höhe von 725 € pro Jahr.

Drittes Ziel war ein Konsens mit allen Beteiligten, insbesondere den Freien Trägern und den Kirchen, über die fachlichen Anforderungen, d.h. die künftige Betreuungsqualität in den Kindergärten. 

Nur mit einem trägerübergreifenden Konsens ließ sich verhindern, dass sich das Land aus seiner fachlichen und finanziellen Verantwortung für den Kindergartenbereich zurückzieht. 

Der Konsens sollte außerdem Kostentransparenz und Vertrauen bei allen Beteiligten schaffen; beides unabdingbare Voraussetzungen für eine harmonische und konfliktfreie Kindergartenlandschaft in unseren Gemeinden. 

Das Land, hat Minister Laschet kürzlich versichert, steht – wie auch wir, die kommunalen Spitzenverbände – weiterhin zu diesem Konsens, weil das Kibiz trotz der bekannten Kritikpunkte mehr Bildung und mehr Betreuung für unsere Kinder bringt. 

Wenn die Freien Wohlfahrtsverbände nun kurz vor der ersten Lesung des Kibiz diesen Konsens aufkündigen, obwohl sie im Vorfeld keinerlei Änderungswünsche mehr angemeldet hatten, ist das mehr als „erstaunlich“, um noch einmal Minister Laschet zu zitieren. 

Weiterer Streit zeichnet sich auf einer anderen Baustelle ab. Dieses Mal mit dem Bund, und vielleicht auch dem Land, über den Ausbau der Betreuung der unter Dreijährigen.

Was wir befürchtet haben, ist eingetreten. Die CDU hatte bislang nicht die Kraft, die Forderung der SPD nach einem Rechtsanspruch abzuwehren. 

Nun ist Folgendes geplant: Man möchte bis 2013 die Zahl der Krippenplätze von 230.000 auf 750.000 ausbauen. Danach soll es einen Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz für Kinder ab dem ersten Lebensjahr geben.

Die Zahl 750.000 ist dabei lediglich eine Zielmarke und keine Verpflichtung. Denn die Länder schätzen den Bedarf völlig unterschiedlich ein. Herr Laschet, unser Jugendminister, hat sich als Vorsitzender der Fachkonferenz für eine Versorgungsquote von durchschnittlich 35 % ausgesprochen. 

Der Bedarf dürfte jedoch zwischen den Ländern und innerhalb eines Landes höchst unterschiedlich sein. Im ländlichen Bereich dürfte auch in Nordrhein-Westfalen die notwendige Quote eher unter 20 % als über 20 % liegen. 

Nichtsdestotrotz: es spricht vieles dafür, dass der Rechtsanspruch kommen wird. Dies obwohl derzeit noch heftig darum gerungen wird, wie hoch die Kosten eines Rechtsanspruches sind und wer diesen finanzieren soll. Aber auch dieser Streit war zu erwarten. 

Denn nach der Änderung des Grundgesetzes im Zuge der Föderalismusreform I ist erstens der Bund gar nicht zuständig und zweitens darf er den Kommunen kein zweckgebundenes Geld zur Verfügung stellen. D.h. der Bund kann Aufgaben und damit auch den Rechtsanspruch nur auf die Länder übertragen. 

Wenn aber die Länder ihrerseits die Kommunen mit dieser Aufgabe betrauen, müssen sie entsprechend dem in den meisten Ländern verankerten Konnexitätsprinzips 100 % der Kosten erstatten. 

Das bedeutet, wenn Nordrhein-Westfalen im Bundesrat für einen Rechtsanspruch stimmt und diesen im Rahmen eines Ausführungsgesetzes den Kommunen übertragen würde, müsste das Land 100 % der Kosten erstatten. 

Nach massiven Protesten der Länder wie der kommunalen Spitzenverbände hat sich der Bund mittlerweile bereit erklärt, den Ausbau der Krippenplätze finanziell zu fördern und sich auch an den hohen laufenden Betriebskosten zu beteiligen. 

Das ist auch notwendig, denn wenn der Ausbau der Krippenplätze eine gesamtstaatliche Herausforderung ist, wie es die Bundesregierung, insbesondere Frau von der Leyen, seit Wochen propagiert, dann sind auch alle staatlichen Ebenen, also auch der Bund, gefordert, sich an dem Ausbau finanziell zu beteiligen – selbstverständlich auf verfassungsrechtlich korrekte Art und Weise. 

Korrekt bedeutet: außerhalb einer Stiftungslösung. Das Verbot der Finanzverfassung, den Kommunen zweckgebundene Mittel zur Verfügung zu stellen, ist dabei kein Hindernis für eine Finanzbeteiligung des Bundes an den Krippenkosten. Dem Bund bleibt es z.B. unbenommen, den Anteil der Gemeinden an der Umsatzsteuer massiv anzuheben. Den Umweg über die Länder lehnen wir ab. Deren Finger sind einfach zu klebrig.

Egal wie die rechtstechnische Umsetzung letztendlich ausfällt – die Beteiligung des Bundes muss angemessen und sie muss vor allem von Dauer sein. 

Deshalb ist die Vorstellung der Bundesregierung nicht akzeptabel, lediglich 4 Mrd. € – verteilt auf die Jahre 2008 bis 2013 – bereit zu stellen. Vor allem die hohen Betriebskosten müssen dauerhaft mitfinanziert werden. 

Denn ein Rechtsanspruch ab 2013 erfordert, so die neuesten Berechnungen des Ministeriums, nicht insgesamt 750.000, sondern rd. 1 Million Plätze. Deswegen muss der Bund sein Angebot von 4 Mrd. € deutlich aufstocken und sich verpflichten, sich dauerhaft an den jährlichen Betriebskosten von rd. 4,4 Mrd. € beteiligen. 

Nur nebenbei: die investiven Kosten werden auf rd. 10 Mrd. € veranschlagt. D.h. es geht um ein Kostenvolumen von knapp 15 Mrd. €! Dass sich die Länder ebenfalls mit einem Drittel beteiligen müssen, ist ein wesentlicher Teil des bisherigen Berliner Koalitionskompromisses. Ich bin gespannt auf die Gespräche mit dem Finanzminister unseres Landes.

Der nun beschlossene Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz ist nach unserer Auffassung familienpolitisch der falsche Weg, um eine bedarfsgerechte Betreuung der unter Dreijährigen sicherzustellen.

 

· Denn ein Rechtsanspruch löst einen zusätzlichen Bedarf aus. 

· Auch birgt er die Gefahr, dass über den Bedarf ausgebaut und Personal vorgehalten wird und damit Ressourcen für andere wichtige Aufgaben fehlen. 

Ein Krippenplatz kostet derzeit rd. 14.000 € pro Jahr. Zieht man die Elternbeiträge ab, verbleiben für die öffentliche Hand Kosten in Höhe von 1.000 € pro Kind pro Monat. 

Hinzu kommt: Das Tagesausbaubetreuungsergänzungsgesetz (genannt TAG) ist noch nicht ausfinanziert. Der Bund schuldet den Kommunen noch heute 1,5 Mrd. €, um bundesweit die 250.000 Plätze zu schaffen, zu denen er sie im Rahmen des TAG gesetzlich verpflichtet hat. 

Wenn in einer derartigen Situation der Bund den Eltern sogar einen Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz einräumen und damit das derzeitige Angebot bis 2013 vervierfachen möchte, dann kann man sich mit Fug und Recht auf den Standpunkt stellen, dass der Bund dann das, was er verspricht, nämlich 500.000 zusätzliche Plätze, auch zu 100 % finanzieren muss.

Diesen Anspruch müssten die Länder im Bundesrat erheben, um zu verhindern, dass sie letztendlich auf den Kosten sitzen bleiben.

Ich kann mir weder heute noch in Zukunft vorstellen, wie die Kommunen das auf sie fallende Drittel in Höhe von 1,2 Mrd. € an laufenden Betriebskosten und 3 Mrd. € an einmaligen Investitionskosten finanzieren sollen können. 

Gerade für die Kommunen in NRW würde das den möglichen Finanzrahmen regelrecht sprengen. Denn bei einer derzeitigen Versorgungsquote von 3 % ist der Nachholbedarf immens.

Das liebe Geld steht auch beim nächsten Thema im Mittelpunkt – der Verwaltungsstrukturreform. 

Nach ebenfalls rd. einjährigen Gesprächen hat sich herausgestellt: Bis auf die Versorgungsverwaltung und den Umweltbereich gibt es so gut wie keine Aufgaben, die sich für eine Kommunalisierung eignen. 

In Bezug auf die Versorgungsverwaltung hat das Kabinett am 15.Mai 2007einen Beschluss gefasst: Die Aufgaben der Versorgungsämter sollen danach weitgehend kommunalisiert werden. 

Die umfangreichen Aufgaben des Schwerbehindertenrechts und des am 01.01.2007 in Kraft getretenen Elterngeldgesetzes sollen mit Wirkung vom 01.01.2008 auf die Kreise und kreisfreien Städte übertragen werden. 

Nach wie vor bestehen in einer Reihe von Punkten unterschiedliche Auffassungen zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und dem Land. Insbesondere ist der vom Land den neuen kommunalen Aufgabenträgern zu erstattende Ausgleich strittig. 

Das Land möchte den Ausgleich nicht in Geld, wie vom Konnexitätsprinzip gefordert, sondern dadurch leisten, dass es staatliches Personal auf die 23 kreisfreien Städte und 31 Kreise überträgt und die Personalkosten hierfür erstattet. Soweit so gut. 

Das Land möchte nun, dass die Kommunen innerhalb von sieben Jahren von den zu übernehmenden 856 Stellen 86 abbauen. Das halten wir für machbar.

Wir wehren uns aber gegen einen Automatismus in dem Sinne, dass das Land im achten Jahr einfach weniger erstattet unabhängig davon, ob die Kommunen die erforderlichen Stellen tatsächlich abbauen konnten. 

Das Land hat unsere Kritik aufgegriffen. Es schlägt eine 

Überprüfung des Belastungsausgleichs im ersten Jahr der Kostenabsenkung, d.h. in 2010, vor. Des Weiteren hat es hinsichtlich des Personalabbaus eine Revision in 2014 in Aussicht gestellt mit der Möglichkeit einer finanziellen Nachbesserung. 

Bei der Reform der Umweltverwaltung sind wir noch nicht so weit. Hier wird das Land morgen - also am 20.06. - einen Kabinettsbeschluss fassen. Dies auf der Grundlage von Ergebnissen eines weiteren Spitzengesprächs der Hauptgeschäftsführer mit dem zuständigen Staatssekretär Palmen am 6. Juni: 

Danach soll auch bei der Umweltverwaltung, wie der Staatssekretär wörtlich sagte, „keiner hinters Licht geführt werden“. Das Problem ist aber derzeit: Weil aufgrund fehlender Erfahrungen belastbare Daten fehlen, bleiben viele Fragen unbeantwortet, kann es statt sicherer Antworten nur Prognosen geben.

· Zum Beispiel wissen wir alle nicht, ob das Personal ausreicht, welches das Land auf die Kreise und kreisfreien Städte übertragen will, um die neuen Aufgaben zu erfüllen. Immerhin soll die emissionsschutzrechtliche Überwachung von 10.000 Anlagen auf die Kommunen übergehen. 

· Genauso unklar ist, ob die Gelder ausreichen, mit denen das Land unsere Personalkosten ausgleichen will. 

All diese und noch andere offene Punkte werden wir im Rahmen von zwei Revisionen – nach zwei und dann in weiteren drei Jahren – klären. Dann werden wir über die entsprechenden Erfahrungen verfügen. Entscheidend für uns ist: Das Land ist bereit, gegebenenfalls in allen Punkten nachzusteuern – auch für die Vergangenheit. 

Eine wichtige Baustelle ist derzeit auch die Reform der Kommunalverfassung. Ich darf insoweit auf den Vortrag von Frau Wellmann verweisen und mich auf einige wenige Sätze beschränken. 

Dass diese Reform auch der Stärkung des Bürgermeisters dienen würde, war allen Beteiligten von Anfang an klar. Wir haben als Verband aber immer darauf geachtet, dass das Ehrenamt nicht zu kurz kommt. Von daher ist es aus Verbandssicht wichtig, dass in dieser Reform auch Elemente zum Tragen kommen, die zur Stärkung des Ehrenamtes beitragen. 

Insgesamt stehen wir der Reform positiv gegenüber. Immerhin ist es uns gelungen, zumindest im Gesetzentwurf zwei zentrale Forderungen durchzusetzen, für die wir in den letzten 20 Jahren hart gekämpft haben:

· Die Absenkung der Schwellenwerte von 60.000 auf 50.000 und 25.000 auf 20.000 Einwohner,

· und die Ausweitung der interkommunalen Kooperation. Künftig können Gemeinden unabhängig von ihrer Größenordnung sogar kreisübergreifend zusammenarbeiten. 

Wichtig dabei ist: Die Kreise haben kein Vetorecht. Sie werden lediglich angehört. Nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde geht die Aufgabe automatisch über. 

Andere Regelungen stoßen eher auf ein gespaltenes Echo. Die vorgesehene Abkopplung der Wahl des Bürgermeisters und die Verlängerung der Wahlzeit auf nur 6 Jahre ist nichts Halbes und nichts Ganzes. 

Wir haben uns immer für eine Wahlzeit von 8 Jahren eingesetzt. Jetzt kann man nur noch hoffen, dass in einem weiteren Reformschritt dann die 8 Jahre erreicht werden. 

Ein ganz wichtiger Punkt ist das Thema wirtschaftliche Betätigung. Sie wissen, dass die Regierung hier eine erhebliche Verschärfung plant. Künftig ist für eine wirtschaftliche Betätigung ein dringender öffentlicher Zweck nötig, und die Kommune muss beweisen, dass sie es besser und wirtschaftlicher machen kann als Private. Bisher war es umgekehrt.

Derzeit finden intensive Gespräche mit der Regierung und den Regierungsfraktionen statt. Wir haben bisher erreichen können, dass die Regelungen in § 107 Abs. 2, d.h. der hoheitliche Bereich, nicht angetastet wird. 

Unser Ziel ist es weiter, dass die beiden o.g. Verschärfungen für die in §107 Abs. 1 GO genannten privilegierten vier Bereiche – Energie, Wasser, Verkehr und Telekommunikation – nicht gelten. Für die Subsidiarität ist dies ja schon durch die bestehende gesetzliche Formulierung, die nicht angetastet werden soll, ausgeschlossen. 

Wir wollen jetzt in einem zweiten Schritt durchsetzen, dass auch das Erfordernis eines „dringenden öffentlichen Zwecks“ für diese vier genannten Bereiche nicht gilt. Wir haben bisher bewirken können, dass eine derartige Regelung in die Begründung des Gesetzentwurfes zu § 107 aufgenommen worden ist. Wenn wir es schaffen, dass sie in den Gesetzestext selbst aufgenommen wird, dann hätten wir viel erreicht. 

Das Thema „Besitzstand“ hätte dann nur noch eine begrenzte Bedeutung. Denn wenn die vier wichtigsten Bereiche von der Verschärfung ausgenommen werden, dann würde das Thema „dynamische Besitzstandsregelung“ nur noch für die sog. Annexbereiche dieser vier Aufgaben und die übrigen Bereiche relevant sein.

Die Regierung hat uns auch zugesichert, dass die Verschärfung nicht dazu führen wird, dass es im Bundesvergleich zu einer Benachteiligung von kommunalen Unternehmungen aus Nordrhein-Westfalen kommt.

Die Geburt des Eckpunktepapiers für ein neues Sparkassengesetz – vom Kabinett am 08. Mai 2007 beschlossen – war fast genauso schwierig wie der Referentenentwurf des neuen Kindergartengesetzes (KiBiz). Wir haben sogar noch ein Jahr länger diskutiert. 

Die zentralen Forderungen der drei kommunalen Spitzenverbände und der beiden Sparkassenverbände sind:

· Erhalt der traditionellen Sparkassenprinzipien.

· Keine Privatisierung von Sparkassen.

· Kein Träger– oder Stammkapital

· und eine der Eigentümerstellung der Kommunen gerecht werdende praxisnahe Ausschüttungsregelung.

Obwohl die Regierung ständig betont, an den Sparkassenprinzipien festhalten zu wollen und obwohl es für die Einführung von Stammkapital keinen einzigen sachlichen Grund gibt, haben wir es in diesen zwei Jahren nicht geschafft, den Finanzminister hiervon abzuhalten. 

Im Eckpunktepapier ist nun vorgesehen, dass der Verwaltungsrat mit Zustimmung des Trägers ein nicht handelbares Stammkapital – der FM nennt es, vermeintlich moderner, „Trägerkapital“ – einführen kann. 

Wir werden gemeinsam mit den beiden Sparkassenverbänden die Europatauglichkeit eines solchen Kapitals gutachterlich untersuchen lassen.

Was die Ausschüttungsregelung betrifft, so hat sich der FM weitgehend an die Formulierungsvorschläge der kommunalen Spitzenverbände gehalten. Danach entscheidet künftig allein der Träger, ob und in welchem Umfange die Sparkasse auszuschütten hat. Der Verwaltungsrat hat ein Vorschlagsrecht. 
Es ist überhaupt kein Grund erkennbar, warum die Sparkassen anders behandelt werden sollen als andere kommunale Unternehmungen. Auch bei diesen entscheidet allein die Stadt über die Verwendung des Jahresüberschusses.

Einen Unterschied muss es aber geben: Wegen ihres öffentlichen Auftrages und weil Sparkassen deshalb eben nicht mit privaten Banken vergleichbar sind, muss die Verwendung der Ausschüttung auf die Erfüllung gemeinwohlorientierter Aufgaben begrenzt bleiben: und hierzu gehört gerade nicht die Beschaffung des Dienstwagens des Bürgermeisters, wir der Finanzminister fälschlicherweise annimmt.

Eine weitere Konsequenz ist, dass die Sparkassen in einer Bilanz nach NKF nichts zu suchen haben.

Daran ändert auch nichts der Umstand, dass die Eigentümerstellung der Träger präzisiert wird. Denn die Unverkäuflichkeit der Sparkasse bleibt.

In der fast zweijährigen Diskussionsphase hat das Thema Verbund WestLB-Sparkassen keine Rolle gespielt. Wir haben das Thema auch nie explizit angesprochen. Dies in der Annahme, dass der Finanzminister das Prinzip achtet, dass nur freiwillige Lösungen Vertrauen zwischen den Partnern schaffen und damit Erfolg versprechen. 

Das war, wie sich jetzt herausstellt, ein Irrtum. Obwohl die Vorarbeiten der beiden Sparkassenverbände auf einen noch intensiveren Verbund mit der WestLB und die Gründung einer 

sog. S-VERBUND-Clearing-Gesellschaft schon weit vorangeschritten sind, will der Finanzminister die Knute des Gesetzgebers herausholen und einen Zwangsverbund verordnen.

Er hat ernsthaft vor, der WestLB, einer Aktiengesellschaft, d.h. einer Rechtspersönlichkeit des Privatrechts, mittels eines gesetzlichen Beleihungsaktes die öffentlich-rechtlichen Aufgaben einer Sparkassen-Zentralbank zu übertragen. Dieses Vorhaben werden wir gemeinsam mit den Sparkassenverbänden mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln aufs Heftigste bekämpfen. 

Denn es wäre zum einen eine Entmündigung der Sparkassen, der Sparkassenverbände und deren Rechte gegenüber der WestLB. 

Es wäre aber auch eine Entmündigung der Kommunen, was ihre Kompetenz betrifft, selbst im Verwaltungsrat die Geschäftspolitik der Sparkassen entsprechend den örtlichen Gegebenheiten zu bestimmen. 

Das betrifft die Vergabe von Krediten genauso wie die Entwicklung und Bereitstellung von Produkten. Hier würde künftig die WestLB massiv hineinregieren. 

Dies ist allein schon deshalb inakzeptabel, weil es die Kommunen und ihre Sparkassen waren, die die WestLB AG mit einer Finanzspritze von 2,5 Mrd. € vor dem sicheren Bankrott gerettet hat. Seitdem verzichtet die kommunale Ebene jährlich auf rd. 100 Mio. € an Ausschüttung ihrer Sparkassen.

Die angebliche Absicht der Regierung, die Stellung der Kommunen zu stärken, ist insoweit unglaubwürdig. Ich persönlich habe große rechtliche Zweifel, ob dieses Vorhaben überhaupt mit dem europäischen Wettbewerbsrecht vereinbar ist. Aber auch diese Frage werden wir gutachterlich gemeinsam mit den beiden Sparkassenverbänden untersuchen lassen.

Zum Abschluss noch eine positive Meldung. Sie wissen, dass derzeit in Sachen Hartz IV im Landtag das Ausführungsgesetz zum SGB II [Sozialgesetzbuch] beraten wird. Hier kämpfen wir seit Jahren darum, dass die Wohngeldentlastungen des Landes gerecht verteilt werden. Insgesamt geht es um 303 Mio. €. Am 25.Mai hat die Anhörung stattgefunden.

Danach scheint festzustehen, dass es zumindest auf Landesebene ein zweistufiges Verfahren geben wird: 

· auf der ersten Stufe werden zunächst die Verliererkom-munen auf Null gestellt. 

· die restlichen Mittel werden dann auf der zweiten Stufe gerecht auf alle 54 Gebietskörperschaften verteilt. 

Insgesamt fließen damit rd. 176 Mio. € zusätzlich in den kreisangehörigen Bereich. Umlageerhöhungen in den Kreisen aufgrund von Belastungen durch Hartz IV dürften damit der Vergangenheit angehören. Wichtig ist: die Regelung wird rückwirkend zum 1.1.2007 in Kraft treten.

Damit bin ich am Ende meines Berichtes. Wenn Sie Fragen haben, stehe ich gerne zur Verfügung.
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